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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Regierungspolitik

Viermal trafen sich Regierungsmitglieder mit den Parteipräsidenten und
Fraktionsspitzen der Regierungsparteien (CVP, FDP, SP, SVP und BDP) zu den so
genannten traditionellen von-Wattenwyl-Gesprächen. Die regelmässig abgehaltenen
informellen Gespräche tragen den Namen des Hauses in der Berner Altstadt, in dem sie
stattfinden. Im Februar stand die Altersvorsorge 2020 zur Debatte; im Mai sprachen die
Beteiligten über die kurz- und mittelfristigen finanzpolitischen Herausforderungen und
die Unternehmenssteuerreform III; Ende August standen die EU-Dossiers, der
Finanzplatz und erneut die Reform der Altersvorsorge auf der Agenda und im November
waren die bevorstehenden finanzpolitischen Weichenstellungen das Hauptthema der
Gespräche, deren Resultate wie immer geheim blieben. 1

ANDERES
DATUM: 08.11.2013
MARC BÜHLMANN

Wie jedes Jahr trafen sich Mitglieder des Bundesrates mit den Spitzen der
Regierungsparteien zu den von-Wattenwyl-Gesprächen. Mitte Februar waren die
Altersvorsorge und die Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative die Themen.
Über die internationalen finanzpolitischen Entwicklungen tauschten sich Bundesrat und
Regierungsparteien Mitte Mai aus. Sowohl am 29. August als auch am 7. November stand
erneut die Masseneinwanderungsinitiative auf der Traktandenliste. Zudem wurden die
Vorschläge für mehr Transparenz bei der Parteienfinanzierung und die Ebola-Epidemie
in Westafrika diskutiert. 2

ANDERES
DATUM: 07.11.2014
MARC BÜHLMANN

Vier Mal trafen sich Parteipräsidenten und Fraktionsspitzen der Bundesratsparteien
(BDP, CVP, FDP, SP, SVP) mit einzelnen Mitgliedern des Bundesrates  zu den
traditionellen von-Wattenwyl-Gesprächen, in denen sich die Parteispitzen auch im
Wahljahr 2015 über anstehende wichtige Projekte austauschten. 
Mitte Februar standen die wichtigen Finanzvorlagen (Informationsaustausch (AIA),
Unternehmenssteuerreform III, Finanzdienstleistungs- und Finanzinstitutsgesetz,
Verrechnungssteuerreform) sowie die Vorschläge des Bundesrates zur Umsetzung der
Masseneinwanderungsinitiative (MEI) zur Debatte. Diskutiert wurde zudem über die
Wirtschaftslage im Zusammenhang mit dem starken Franken. 
Die Frankenstärke war auch am 8. Mai Gegenstand der zweiten Gespräche. Auch der AIA
und die Umsetzungspläne zur MEI standen erneut zur Debatte. Mit Ausnahme der SVP
attestierten die Parteien dem Bundesrat, dass er den Zeitplan für die Umsetzung des
Verfassungsauftrags zur Steuerung der Zuwanderung im Rahmen der Teilrevision des
Ausländergesetzes gut einhalte. 
Der Dialog zu ebendieser Umsetzungsplanung stand auch im August, bei den dritten
von-Wattenwyl-Gesprächen, noch auf der Traktandenliste. Diskutiert wurden aber auch
die Legislaturplanung, die Finanzplanung und das Budget 2016. Trotz der wenig rosigen
wirtschaftlichen Lage waren sich die Parteien einig, dass ein Konjunkturprogramm nicht
angezeigt sei. 
Die aktuelle Lage im Asylbereich war Hauptdiskussionspunkt bei den letzten
Gesprächen im November. In den Fokus genommen wurde auch der geplante Bericht
über den Service Public im Medienbereich, zu dem sich die Parteien eine möglichst
umfassende Debatte wünschten. 3

ANDERES
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN

Die von-Wattenwyl-Gespräche dienen den Parteispitzen als wichtige Möglichkeit des
Austausches. In der Regel trifft sich eine Delegation des Bundesrates mit den Partei-
und Fraktionspräsidenten der Regierungsparteien, um zentrale Geschäfte und Anliegen
im Vorfeld der Sessionen zu diskutieren und zu koordinieren. Im Gegensatz zu 2015 war
die BDP nach dem Ausscheiden von Eveline Widmer-Schlumpf nicht mehr an die
Gespräche eingeladen. 
Die Themen blieben bei den ersten Gesprächen Anfang Februar allerdings dieselben
wie schon 2015: Die Legislatur- und Finanzplanung sowie die Umsetzungsarbeiten zum
Verfassungsartikel 121a (Steuerung der Zuwanderung) und die Flüchtlingssituation in
Europa und der Schweiz.

ANDERES
DATUM: 31.12.2016
MARC BÜHLMANN
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Zu den zweiten Gesprächen im Mai 2016 traten die Parteien mit drei neuen Präsidien
an. Bei der FDP hatte Petra Gössi das Zepter übernommen, die CVP wurde neu von
Gerhard Pfister präsidiert und bei der SVP war Albert Rösti neu an die Parteispitze
gewählt worden. Gegenstand der Diskussionen war der Sprachenstreit, der durch die
Diskussionen um den Frühsprachenunterricht in den Kantonen angeheizt worden war.
Im Bereich der internationalen Finanzpolitik wurde die Vermeidung eines möglichen
Reputationsschadens für die Schweiz durch die Übernahme internationaler
Regulierungen diskutiert. Schliesslich informierte der Bundesrat über die
Weiterentwicklung der Armee. 
Im August wurde auf Anregung von Bundeskanzler Thurnherr entschieden, die von-
Wattenwyl-Gespräche des dritten Quartals künftig in Form einer Klausur
durchzuführen. An der nach wie vor freien und informellen Diskussion über wichtige
politische Anliegen soll neu der Gesamtbundesrat teilnehmen. Damit soll den
Gesprächen ein höherer Stellenwert zugemessen werden. Der früher substanzielle
Austausch, der als Zeichen der funktionierenden Konkordanz bewertet wurde – die NZZ
sprach von einem eigentlichen Schmiermittel der Konkordanz –, laufe immer mehr
Gefahr, ein Leerlauf zu werden oder zu reinen Alibi-Gesprächen zu verkommen. Die
einzige Möglichkeit für ein Treffen zwischen Regierung und Bundesratsparteien sei aber
wichtig, um Möglichkeiten und Strategien auszuloten. Fix auf der Agenda soll eine
Diskussion über die Jahresziele des Folgejahres stehen. 
Erstmals trat die Exekutive also am 2. September 2016 in corpore zu den Gesprächen
an. Neben den Jahreszielen 2017 des Bundesrates, die Schwerpunkte in der
Finanzpolitik, im Infrastrukturbereich, der Bildung und der Europapolitik vorsehen,
wurden die Lage im Asylwesen und die durch den Brexit schwieriger gewordenen
Verhandlungen mit der EU diskutiert. 
Bei den letzten Gesprächen des Jahres Mitte November nahm dann wieder nur eine
Delegation des Bundesrates teil. Ueli Maurer informierte über die finanzpolitische Lage
und plädierte für eine Annahme des Stabilisierungsprogramms 2017-2019. Im Rahmen
der Europapolitik wurde auch über die im Dezember anstehende Entscheidung zur
Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative, die Rasa-Initiative und den Brexit
diskutiert. 4

Auch 2017 trafen sich die Präsidentinnen und Präsidenten der Bundesratsparteien und
deren Fraktionen viermal im Rahmen der von-Wattenwyl-Gespräche mit den
Bundesrätinnen und Bundesräten, um strategische Gespräche zu führen. 
Die Einschätzung der aktuellen aussen- und sicherheitspolitischen Lage war
Hauptdiskussionspunkt Anfang Februar. Übereinstimmung bestand bei allen
Akteurinnen und Akteuren darin, dass die Schweiz ihre Interessen auch zu Zeiten von
Cyberkriminalität, Terrorismus und Falschinformationen wahren müsse. Über die
Bedeutung der anstehenden Abstimmung zur Unternehmenssteuerreform III herrschte
jedoch keine Einigkeit. 
Mitte Mai stand der Brexit im Fokus der Gespräche, wobei auch die Fortschritte beim
Rahmenabkommen mit der EU diskutiert wurden. Hierbei betonten die Parteien, dass
nicht nur die Aussen-, sondern auch die Innenpolitik beachtet werden müsse. 
Die Gesundheits- und erneut die Europapolitik waren die Traktanden für die Gespräche
Anfang September. Ein gut zugängliches und tragbares Gesundheitswesen stelle
innerhalb der Legislaturziele 2015-2019 ein Hauptziel des Bundesrates dar, wie dies in
der Strategie Gesundheit 2020 dargelegt werde. Betreffend Informationen zu den
Verhandlungen mit der EU über die institutionellen Fragen vertröstete der Bundesrat
die Parteien auf den Herbst; geplant sei aber ein Treffen von Doris Leuthard mit EU-
Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker. 
Nicht wie im Vorjahr festgelegt an der dritten Sitzung, dafür bei den Gesprächen Mitte
November, die als Klausur organisiert wurden, nahm der Bundesrat in corpore teil.
Hauptgegenstand war freilich, wie im Vorjahr vereinbart, die Präsentation der
Jahresziele 2018. Darüber hinaus äusserte die Regierung ihre Sorge zur Gewaltenteilung
zwischen Exekutive und Legislative, die sie momentan durch das diskutierte
Verordnungsveto in Gefahr sehe. Bezüglich der EU erklärte Neo-Aussenminister Ignazio
Cassis, dass man im Rahmen eines weiteren Treffens mit Juncker im November die
nächsten Schritte in den verschiedenen Bereichen der Zusammenarbeit zwischen der
Schweiz und der EU definieren wolle. 5

ANDERES
DATUM: 31.12.2017
MARC BÜHLMANN
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Auch 2018 trafen sich die Partei- und Fraktionsspitzen der Regierungsparteien mit
Vertretungen der Landesregierung zu den Von-Wattenwyl-Gesprächen. Die Gespräche
finden seit Jahren jeweils vor den Parlamentsessionen statt und sollen informelle
Diskussionen zu wichtigen aktuellen politischen Themen erlauben.
Anfang Februar tauschten sich die Präsidien der Regierungsparteien mit dem
Bundespräsidenten Alain Berset, mit Bundesrätin Doris Leuthard und Bundesrat Ignazio
Cassis sowie Bundeskanzler Walter Thurnherr über den Strommarkt und die
Europapolitik aus. Im Zentrum der Diskussion standen dabei die im Rahmen der
Revision des Stromversorgungsgesetzes anvisierte Planung der Versorgungssicherheit
mit Strom sowie die geplanten Schritte zu den Beziehungen mit der EU. Intensive
Debatten habe es zur Frage der dynamischen Rechtsübernahme bei einem allfälligen
Rahmenabkommen gegeben, liess sich der Medienmitteilung entnehmen. 
Bei den Gesprächen vor der Frühlingsession wurde der Bundespräsident von Bundesrat
Ueli Maurer und erneut vom Bundeskanzler begleitet. Thema war die Nationale Strategie
zum Schutz der Schweiz vor Cyber-Risiken (NCS), deren Verantwortung beim EFD lag.
Die Gesprächsteilnehmenden waren sich einig, dass es hier Zusammenarbeit zwischen
allen Departementen und in den Bereichen Cyber-Sicherheit, Cyber-Strafverfolgung
und Cyber-Defense brauche. Erneut wurde zudem über die Beziehungen zur EU
diskutiert. Die Regierung präsentierte die umstrittene Schiedsgerichtslösung zur
Streitbeilegung und bekräftigte ihren Willen, die flankierenden Massnahmen zur
Personenfreizügigkeit aufrecht erhalten zu wollen. Der Bundesrat informierte zudem
über den Stand der Agrarpolitik 2022 (AP22+). Der dafür verantwortliche Bundesrat,
Johann Schneider-Ammann war nicht anwesend, weil er auf einer Reise in die
Mercosur-Staaten war. 
Ende August fanden die Gespräche – wie einmal pro Jahr üblich – in Form einer Klausur
statt. Der Bundesrat trat in corpore an und die einzelnen Magistratinnen und
Magistraten stellten die Schwerpunkte ihrer Departemente und die Jahresziele 2019
vor. Auch in Klausur waren die Verhandlungen über ein institutionelles Abkommen mit
der EU wichtiges Diskussionsthema.
Dies galt auch für die Gespräche vom 9. November. Erneut war deshalb neben
Bundespräsident Alain Berset und Bundeskanzler Walter Thurnherr auch
Aussenminister Ignazio Cassis anwesend, begleitet von Johann Schneider-Ammann, der
über die Herausforderungen der Aussenhandelspolitik etwa auch aufgrund der
Neuorientierung der Handelspolitik der USA berichtete. Beim Rahmenabkommen
betonten alle Parteien, dass die roten Linien eingehalten werden müssten. Auch der
Migrationspakt war Gegenstand der Gespräche. 

Ende September 2018 hatte Nationalrätin Sibel Arslan (basta, BS) eine Interpellation
eingereicht (Ip. 18.3953), mit der sie anfragte, weshalb die Nicht-Regierungsparteien
(GP, GLP, BDP), die immerhin rund 16 Prozent der Wählerinnen und Wähler vertreten,
nicht zu den Gespräche eingeladen werden. Der Bundesrat schaffe hier eine
Zweiklassengesellschaft und überdies hätten die Gespräche keine rechtliche Grundlage.
In seiner Antwort – kurz nach den letzten von-Wattenwyl-Gesprächen vom 9. November
– machte der Bundesrat deutlich, dass für ihn der Austausch mit allen Parteien von
Bedeutung sei, dass es aber für die Regierungsparteien und ihre Bundesrätinnen und
Bundesräte die Möglichkeit für einen vertieften Dialog geben müsse, um politische
Spielräume ausloten zu können. Die nicht an den Gesprächen beteiligten Fraktionen
werden nachträglich mit den Unterlagen für die Gespräche bedient. 6

ANDERES
DATUM: 14.11.2018
MARC BÜHLMANN

Auch 2019 trafen sich die Spitzen der vier Regierungsparteien, um im Rahmen der von-
Wattenwyl-Gespräche mit dem Bundespräsidenten und einer Delegation des
Bundesrats über wichtige anstehende Geschäfte zu diskutieren. Die Regierung nutzt
diese vier mal pro Jahr im von-Wattenwyl-Haus in Bern stattfindenden Gespräche, um
über zentrale Anliegen zu informieren und mit den Parteien über mögliche
Lösungsansätze zu verhandeln. 

Mitte Februar, kurz vor der Frühjahrssession, diskutierten Guy Parmelin, Ignazio Cassis,
der aktuelle Bundespräsident Ueli Maurer sowie Bundeskanzler Walter Thurnherr mit
den Parteien über die Europapolitik und die wirtschaftliche Entwicklung.
Aussenminister Ignazio Cassis informierte über den Stand des institutionellen
Rahmenabkommens mit der EU und über das Vorgehen beim UNO-Migrationspakt.
Diskutiert wurde weiter über die Auswirkungen des Brexit auf die Schweiz. Neo-
Wirtschaftsminister Guy Parmelin orientierte über die Konjunkturlage und über die
geplanten Gespräche über ein Freihandelsabkommen mit den USA. Im Weiteren
kritisierten die Parteien, dass der Bundesrat mit seiner Weigerung, eine unabhängige
Behörde einzusetzen, die Regulierungsfolgenabschätzungen bei neuen Gesetzen

ANDERES
DATUM: 31.12.2019
MARC BÜHLMANN
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vornehmen soll, verschiedene Motionen nicht vollständig umsetze.

Um über die Beschaffung der neuen Kampfflugzeuge zu diskutieren, nahm die neue
Vorsteherin des VBS, Viola Amherd, erstmals als Bundesrätin an den von-Wattenwyl-
Gesprächen teil. Sie führte aus, dass der Kauf der Flugzeuge, nicht aber des ebenfalls zu
beschaffenden Systems für eine bodengestützte Luftverteidigung als
referendumsfähiger Planungsbeschluss vorgelegt werden soll. Neben Amherd, dem
Bundespräsidenten und dem Bundeskanzler war auch Simonetta Sommaruga bei den
Gesprächen zugegen. Die Neo-Energieministerin informierte über die Entwicklungen in
der Klimapolitik, da das Parlament in der anstehenden Sommersession auch über das
CO2-Gesetz debattieren wird. Finanzminister Ueli Maurer berichtete zudem über den
Stand der Bundesfinanzen. Man habe ein finanzpolitisches Ausnahmejahrzehnt hinter
sich. Die Parteien wünschten schliesslich auch eine Information zur aktuellen
Europapolitik. 

Das Europadossier war dann auch wieder Gegenstand der Klausur im Vorfeld der
Herbstsession Ende August, bei der der Bundesrat in corpore teilnahm. Ignazio Cassis
informierte über die innenpolitische Diskussion, die zu den noch offenen Punkten im
Rahmenabkommen angestossen worden sei. Guy Parmelin sprach zu den
Freihandelsverhandlungen mit den Mercosur-Staaten. Diskutiert wurde zudem über die
Probleme mit sogenanntem «Soft Law». Schliesslich legten die einzelnen
Departementsvorsteherinnen und -vorsteher ihre strategischen Ziele im Rahmen der
Legislaturplanung 2019–2023 dar. Die Parteien betonten dabei die Bedeutung der
Digitalisierung. 

Mitte November – also nach den eidgenössischen Wahlen und vor der ersten Session
der 51. Legislatur – diskutierten die Beteiligten Politikspitzen über die prognostizierte
konjunkturelle Abschwächung. Im Rahmen der Diskussionen rund um die Europapolitik
kam erneut der Brexit und die so genannte «Mind the gap»-Strategie zur Sprache: Die
Schweiz hat sich früh mit Hilfe von bilateralen Abkommen mit Grossbritannien auf
mögliche Szenarien vorbereitet. Debattiert wurde zudem auch der Fall «Pilatus» bzw.
der Entscheid des EDA, dass die Unterstützung der Regime von Saudi-Arabien und den
Vereinigten Arabischen Emiraten durch die Pilatus Werke einzustellen sei. 7

2020 feierten die sogenannten Von-Wattenwyl-Gespräche ihr 50-jähriges Jubiläum.
Der damalige Bundeskanzler Karl Huber wollte mit diesen Gesprächen einen
Gedankenaustausch zwischen den vier Bundesratsparteien anregen, um einfacher
tragfähige Konsenslösungen zu finden. Das erste Treffen fand im Februar 1970 noch im
Bundeshaus statt, bereits im Juni 1970 trafen sich die Parteispitzen – zugegen sind
jeweils «die Partei- und Fraktionspräsidenten der in der Landesregierung vertretenen
Parteien», wie es bereits 1970 definiert wurde – mit dem Bundesrat dann aber im Haus
von Wattenwyl, das den seit den 1980er Jahren regelmässig und vier Mal pro Jahr
stattfindenden Treffen den Namen gab. Die Covid-19-Pandemie brachte 2020 die
Tradition allerdings ins Wanken: 
Am 14. Februar fand das Treffen noch wie gewohnt statt. Diskutiert wurde die
aussenpolitische Strategie bis 2023, zudem bilanzierte der Bundesrat – anwesend
waren neben der Bundespräsidentin Simonetta Sommaruga auch Aussenminister
Ignazio Cassis und Wirtschaftsminister Guy Parmelin sowie Bundeskanzler Walter
Thurnherr – das WEF-Jahrestreffen, das bilaterale Gespräche etwa mit dem US-
amerikanischen Präsidenten Donald Trump und der Kommissionspräsidentin der EU,
Ursula von der Leyen ermöglicht hatte. Letzteres nahmen die Parteien zum Anlass, über
die Verhandlungen mit der EU zu einem institutionellen Rahmenabkommen zu
diskutieren. Man müsse den Ausgang der «Begrenzungsinitiative» abwarten, bevor
weiter verhandelt werden könne, so der Konsens. Gespräche wurden zudem zur
Crypto-Affäre und zur Problematik der Negativzinsen geführt. 
Das normalerweise im Mai stattfindenden zweite Jahrestreffen fiel dann der Pandemie
zum Opfer, während die Gespräche Ende August aus Platzgründen nicht im Von-
Wattenwyl-Haus, sondern im Bernerhof stattfanden. Wie gewohnt wurde das dritte
Treffen allerdings in Klausur abgehalten und der gesamte Bundesrat war in corpore
zugegen. Hauptthema war selbstredend die Pandemie bzw. die aktuelle nationale und
internationale Lage, die verschiedenen Wirtschafts- und Arbeitsmarktmassnahmen, die
Kreditvereinbarungen und die finanzielle Situation des Bundeshaushalts. Neben der
Pandemie wurden zudem die Reform der beruflichen Vorsorge (BVG) und die aktuelle
Europapolitik besprochen. 
Die Pandemie, bzw. ihre Bewältigung und ihre Folgen, stand dann auch beim letzten
Treffen vom 13. November im Zentrum. Mit dem neben der Bundespräsidentin

ANDERES
DATUM: 31.12.2020
MARC BÜHLMANN
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Simonetta Sommaruga anwesenden Gesundheitsminister Alain Berset und dem
Wirtschaftsminister Guy Parmelin diskutierten die Parteispitzen vor allem die rasch
zunehmenden Fallzahlen und weitere mögliche Härtefallmassnahmen. Ignazio Cassis
und Guy Parmelin informierten zudem über die aktuelle Europapolitik – insbesondere
über die Verhandlungen zur Assoziierung ans Forschungsrahmenprogramm «Horizon
Europe» – sowie über das geplante Vorgehen im Bereich Mobilfunk und 5G. 8

Auch 2021 wurden die traditionellen von-Wattenwyl-Gespräche von der Covid-19-
Pandemie beeinträchtigt. Nicht nur, weil die Gesundheitskrise zentraler Gegenstand
aller vier Veranstaltungen war, sondern auch, weil die Gespräche wie schon teilweise im
Jahr zuvor allesamt nicht im namensgebenden Von-Wattenwyl-Haus, sondern im mehr
Platz bietenden Bernerhof stattfanden. 
Im Beisein von Bundespräsident Guy Parmelin, den Bundesräten Alain Berset und
Ignazio Cassis sowie Bundeskanzler Walter Thurnherr diskutierten die Spitzen der
Regierungsparteien im Februar die aktuelle Lage, die steigenden Fallzahlen und
mögliche Massnahmen, darunter die anlaufende Impfkampagne. Ebenfalls besprochen
wurden die Digitalisierung der Verwaltung, insbesondere im Gesundheitsbereich, aber
auch die wirtschaftlichen Auswirkungen der Pandemie auf Arbeitsmarkt und
Unternehmen. Die Regierung informierte zudem über den Stand der Europapolitik. 
Auch im Mai trafen sich Bundespräsident, Gesundheitsminister, Aussenminister,
Bundeskanzler und Parteipräsidien im Bernerhof, um erneut über die Gesundheits- und
Wirtschaftslage sowie über das Europadossier zu diskutieren. Die Stabilisierung der
Fallzahlen und die Fortschritte bei der Impfung der Bevölkerung – rund 10 Prozent
hatten bereits eine Impfung erhalten – liessen die Diskussion erster Öffnungsschritte
zu, welche auch dank der Einführung des Covid-Zertifikats möglich werden sollten.
Gegenstand der Gespräche waren zudem die verschiedenen Massnahmen, die der Bund
aufgrund der pandemiebedingten wirtschaftlichen Probleme ergriffen hatte. Bisher
waren zur Bewältigung der Gesundheitskrise Ausgaben von rund CHF 40 Mrd.
beschlossen worden. Der Aussenminister informierte über die «weiterhin
substanziellen Differenzen» bei den Verhandlungen mit der EU im institutionellen
Rahmenabkommen. Schliesslich wurde die China-Strategie diskutiert, die der
Bundesrat im Frühjahr 2021 vorgelegt hatte.
Auch die traditionellerweise im Herbst in Form einer Klausur mit dem
Gesamtbundesrat organisierten Von-Wattenwyl-Gespräche fanden im Bernerhof statt.
Und wieder standen Covid-19 und Europa auf der Traktandenliste. Die gesundheitliche
Lage hatte sich in der Zwischenzeit wieder verdüstert – auch weil die Impfquote nach
wie vor tief war, worüber sich die Teilnehmenden der Gespräche austauschten. Im
Europadossier plädierte der Bundesrat auf eine rasche Freigabe des Kohäsionsbeitrags.
Weiteres zentrales Diskussionsthema war das Vorhaben der OECD, einen weltweiten
Mindestsatz für Unternehmenssteuern in der Höhe von 15 Prozent einzuführen.
Aufgrund der Ablehnung des CO2-Gesetzes im vergangenen Juni 2021 an der Urne,
wollte der Bundesrat möglichst rasch eine Basis für eine neue Vorlage schaffen und
informierte über erste entsprechende Gespräche mit Verbänden und Parteien. 
Mitte November – auch die vierte Gesprächsrunde fand im Bernerhof statt – standen
neben Gesundheits- und Europapolitik auch die «Corona-Schulden» auf dem
Programm, weshalb neben Bundespräsident Guy Parmelin und Alain Berset auch
Finanzminister Ueli Maurer und erneut Bundeskanzler Walter Thurnherr mit den
Regierungsparteispitzen diskutierten. Angesichts des anbrechenden Winters, der nach
wie vor zu tiefen Impfrate und einer neuen, ansteckenden Virusvariante wurde mit
einem Anstieg der Fallzahlen gerechnet und entsprechende Massnahmen diskutiert.
Finanzminister Ueli Maurer informierte über die Schulden in Höhe von CHF 25 Mrd., mit
denen der Bundesrat bis Ende 2022 rechnete. Sparprogramme oder Steuererhöhungen
könnten mit einer Anpassung des Finanzhaushaltsgesetzes vermieden werden, wie der
Bundesrat bereits im Sommer vorgeschlagen hatte. Die angestrebte positivere Dynamik
der Beziehungen zur EU war in den Gesprächen im November ebenso Gegenstand wie
die Migrationssituation – in den ersten 10 Monaten waren rund ein Drittel mehr
Asylgesuche gestellt worden als im Vorjahr – und eine mögliche Strommangellage, die
mit einem «Konzept Spitzenlast-Gaskraftwerk» vermieden werden soll. 9
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Die Ankündigung der ersten von insgesamt vier von-Wattenwyl-Gesprächen im Jahr
2022 im Februar 2022 glich derjenigen des Vorjahres. Nicht nur der Ort war aufgrund
der Covid-19-Pandemie noch immer nicht das namengebende Von-Wattenwyl-Haus,
sondern erneut der Bernerhof, sondern auch die hauptsächlichen Traktanden der
Gespräche zwischen den Parteispitzen und einer Bundesratsdelegation – im Februar
bestehend aus dem frisch gekürten Bundespräsidenten und Aussenminister Ignazio
Cassis, Gesundheitsminister Alain Berset und Energieministerin Simonetta Sommaruga
sowie dem Bundeskanzler Walter Thurnherr – waren gleich wie im Vorjahr. Diskutiert
wurde nämlich über die sich langsam entspannende gesundheitspolitische Lage sowie
das in seiner neuen Stossrichtung formulierte Ziel der Regierung, die bilateralen
Beziehungen zur EU zu stabilisieren. Einen weiteren aussenpolitischen
Diskussionspunkt stellte der geplante Sitz der Schweiz im UNO-Sicherheitsrat
(2023–2024) dar. Simonetta Sommaruga informierte über die geplanten Vorhaben zur
Senkung der Treibhausgasemissionen auf Netto-Null bis 2050 (Revision des CO2-
Gesetzes und Schaffung des Bundesgesetzes über sichere Stromversorgung mit
erneuerbaren Energien). 
Im Mai 2022 fanden die Gespräche nach über zwei Jahren wieder im Von-Wattenwyl-
Haus statt. Und auch die Themen hatten sich innert Monaten aufgrund der aktuellen
weltpolitischen Lage mit dem Ausbruch des Ukraine-Kriegs stark verschoben.
Bundespräsident Ignazio Cassis, Simonetta Sommaruga, Guy Parmelin sowie Walter
Thurnherr diskutierten mit den Vertretungen der Bundesratsparteien über die
aussenpolitischen, wirtschaftlichen und energiepolitischen Auswirkungen des Konflikts.
Konkrete Diskussionsgegenstände waren die neutralitätspolitische Ausrichtung der
Schweiz, die Konferenz zum Wiederaufbau der Ukraine in Lugano, der weltweite
Teuerungsdruck und die Energieversorgungssicherheit – neben dem bereits im Februar
diskutierten Stromversorgungsgesetz, dessen Umsetzung beschleunigt werden sollte,
informierte die Energieministerin dabei über die geplanten Massnahmen zur
Gasversorgungssicherheit. 
Wie vor der Covid-19-Pandemie üblich traf sich die Landesregierung für die Von-
Wattenwyl-Gespräche im Herbst in corpore und in Klausur mit den Parteispitzen.
Neben dem Krieg und seinen Auswirkungen standen die Versorgungssicherheit, die
Finanzplanung, wirtschaftspolitische Folgen der Inflation, die gesundheitspolitische
Lage sowie einmal mehr die Europapolitik auf der Traktandenliste. In der
bundesrätlichen Bilanz zu sechs Monaten Krieg nahm Justizministerin Karin Keller-
Sutter Stellung zu den Migrationsbewegungen und dem Schutzstatus S, der rund 62'000
Personen gewährt worden sei; Verteidigungsministerin Viola Amherd betonte ihrerseits
den Wandel der «europäischen Sicherheitsarchitektur» und die Bedeutung
multilateraler Organisationen auch für die Schweiz; Aussenminister Ignazio Cassis
berichtete über die Lugano-Konferenz. Die energetische Versorgungssicherheit wurde
von Energieministerin Simonetta Sommaruga erörtert. Massnahmen seien etwa eine
Wasserkraftreserve, Einrichtung von Reservekraftwerken und Plänen zur Bewältigung
einer möglichen Gasmangellage; die Stromversorgung sei momentan aber sichergestellt.
Wirtschaftsminister Guy Parmelin erklärte die steigenden Energiepreise zur
Hauptursache für die ansteigende Inflation, die zwar mit 3.4 Prozent unter dem
europäischen Mittel liege, aber auch in der Schweiz auf die Kaufkraft drücke. Über die
schwierige Lage der Bundesfinanzen, denen ab 2024 strukturelle Defizite in
Milliardenhöhe drohten, berichtete Finanzminister Ueli Maurer. Auch in der sich
momentan beruhigenden Situation in der Covid-19-Pandemie gehe es weiterhin darum,
eine Überlastung des Gesundheitssystems zu verhindern, gab Gesundheitsminister
Alain Berset zu bedenken. Schliesslich informierte Aussenminister Ignazio Cassis auch
über die Sondierungsgespräche mit der EU: Es bestünden weiterhin erhebliche
Differenzen. 
Die vierte Gesprächsrunde der Von-Wattenwyl-Gespräche fand am 11. November statt.
Die Bundesratsparteispitzen liessen sich dabei über die Reise von Bundespräsident
Ignazio Cassis in die Ukraine und die Weiterführung des Schutzstatus S informieren.
Erneut wurde auch über die Massnahmen zur Verhinderung einer Strommangellage
diskutiert, darunter etwa das Reservekraftwerk in Birr oder der Rettungsschirm für
systemkritische Stromunternehmungen, aber auch über den Verzicht, Unternehmen
oder Private aufgrund der hohen Energiepreise oder der Inflation zu unterstützen. Auch
die laufenden Sondierungsgespräche mit der EU, die «besorgniserregende
Haushaltsentwicklung» und die nach wie vor angespannte gesundheitspolitische Lage
waren wie schon im Herbst Gegenstand der Diskussionen. 10
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